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Zusammenfassung

„Ein Betrieb, eine Gewerkschaft “ – diesen durch die Rechtsprechung etablierten Grund-
satz hat das Bundesarbeitsgericht im Juni 2010 aufgehoben und damit das Prinzip der 
Tarifeinheit zugunsten möglicher Tarifpluralität aufgegeben. Die Stärkung des Grund-
rechtes der Koalitionsfreiheit passte dem etablierten Tarifk artell freilich nicht: DGB und 
BDA warnten vor „englischen Verhältnissen“ und forderten die Politik gemeinsam auf, die 
Tarifeinheit per Gesetz neu durchzusetzen.

Im Mittelpunkt der seitdem geführten Kontroverse steht die Tätigkeit von Spartenge-
werkschaft en, insbesondere die Frage ob sie die Funktionsfähigkeit des deutschen Ta-
rifsystems durch eine drohende Flut von Tarifk onfl ikten und Arbeitskämpfen gefährden. 
Die RWI Position analysiert, unter welchen Bedingungen neue Spartengewerkschaft en 
entstehen und welche Faktoren ihr tarifpolitisches  Agieren maßgeblich beeinfl ussen. 
Auf dieser Basis werden künft ige Entwicklungen eingeschätzt und wirtschaft spolitische 
Empfehlungen abgeleitet.

Spartengewerkschaft en entwickeln sich vor allem dort, wo Schlüsselfunktionsträger eine 
bedeutende Rolle im Betriebsablauf einnehmen und zugleich schwer zu ersetzen sind. 
Diese Bedingungen liegen jedoch nur in wenigen Wirtschaft sbereichen vor. Daher haben 
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sich seit Aufh ebung der Tarifeinheit kaum neue Gewerkschaft en gegründet, eine erhöhte 
Streikaktivität ist ebenfalls nicht zu verzeichnen. Auch für die Zukunft  ist keine Zersplitte-
rung des Tarifsystems zu erwarten.

Vor diesem Hintergrund ist ein aktives Eingreifen der Politik zurzeit nicht ratsam. Sollte 
sich künft ig doch noch Handlungsbedarf ergeben, dann wäre ein Eingriff  ins Streikrecht 
und nicht wie gefordert ins Arbeitsrecht empfehlenswert. Dazu stellt die RWI Position 
zwei Optionen vor, das Koordinationsmodell und das Quorenmodell. Beide Varianten 
würden einerseits ermöglichen, dass verschiedene Sichtweisen von Seiten der Arbeit-
nehmer ins Tarifgeschehen eingebracht werden können, und andererseits verhindern, 
dass vermehrte Tarifk onfl ikte und erhöhte Streikaktivitäten die Funktionsfähigkeit des 
Tarifsystems gefährden.
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im zweifel für die freiheit:

tarifpluralität ohne chaos

1. Einleitung1

Die Lebenswirklichkeit am Arbeitsmarkt hat sich in den vergangenen Jahrzehnten grund-
legend verändert. Die Ära der homogenen, auf Massenprodukten beruhenden Industrie-
gesellschaft  ist vorüber. Unsere maßgeblich wissensbasierte Wirtschaft  wird stattdessen 
durch eine eng verwobene und sich stetig wandelnde Mischung aus Dienstleistungen und 
Industrie geprägt. Die heutigen Arbeitsbeziehungen sind daher vielschichtig, zumal auch 
die Erwerbsbevölkerung so heterogen wie nie zuvor ist. Diesen umfassenden Wandel 
refl ektiert das im Juni 2010 gefällte Grundsatzurteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG). Es 
lässt in einem einzelnen Betrieb die gleichzeitige Geltung mehrerer Tarifverträge zu und 
hebt damit das bislang in der Rechtsprechung etablierte Prinzip der Tarifeinheit zuguns-
ten möglicher Tarifpluralität auf. Damit wurden jedoch massive Macht- und Wirtschaft s-
interessen herausgefordert, so dass sich über die Frage „Tarifeinheit oder Tarifplurali-
tät?“ eine intensive Kontroverse entwickelt hat. Der knapp zweiwöchige Streik der in der 
Gewerkschaft  der Flugsicherung (GdF) organisierten Vorfeld-Mitarbeiter des Frankfurter 
Flughafens rückte die Problematik im Februar 2012 in den Mittelpunkt des öff entlichen In-
teresses. Rund 1700 Flugausfälle am größten deutschen Drehkreuz verliehen dem Thema 
große Brisanz und zwangen die Politik zur Auseinandersetzung mit der Forderung nach 
einem gesetzlichen Zwang zur Tarifeinheit.

Die vorliegende RWI Position beschreibt im zweiten Abschnitt die tarifpolitische Kons-
tellation aus Industriegewerkschaft en und Berufsgruppen- bzw. Spartengewerkschaft en 
sowie Arbeitgeberverbänden, gibt einen Überblick über Anzahl, Umfang und Aktivitäten 
der Berufsgruppengewerkschaft en in Deutschland und schildert knapp den in diesem 
Kontext relevanten Tarifk onfl ikt am Frankfurter Flughafen. Der dritte Abschnitt leitet aus 
einer theoriegeleiteten Betrachtung die wichtigsten Einfl ussfaktoren für die Gründung 
und das tarifpolitische Agieren von Spartengewerkschaft en und eine Einschätzung der 
künft igen Entwicklung ab. Auf dieser Basis werden im abschließenden vierten Abschnitt 
wirtschaft spolitische Handlungsempfehlungen formuliert.

2. David gegen Goliath? 

Spartengewerkschaften und das Tarifkartell

Als Profi teure des BAG-Urteils werden die (potentiellen) Mitglieder von Spartengewer-
kschaft en durch die Stärkung ihrer im Grundsatz festgeschriebenen Koalitionsfreiheit in 
die Lage versetzt, eine bislang als unzureichend empfundene Vertretung ihrer Interessen 
künft ig leichter in eigener Regie zu korrigieren. Ihnen steht das etablierte Tarifk artell 
aus Industriegewerkschaft en und Arbeitgebern gegenüber, das durch die Präsenz von 

1 Die Autoren danken Nils aus dem Moore und Anna Talmann für wertvolle Beiträge und hilfreiche Kommentare. – Ein auf 
dieser RWI-Position beruhender Gastbeitrag ist unter der Überschrift  „Mehr Freiheit, kein Chaos“ am 28. März 2012 im Han-
delsblatt erschienen (Seite 9). Eine geringfügig bearbeitete Fassung dieser RWI Position wurde vorab im Wirtschaft sdienst 
(62 (5): 291–294) unter der Überschrift : „Im Zweifel für die Freiheit: Tarifpluralität ohne Chaos“ als Teil des Zeitgesprächs 
„Tarifeinheit oder Tarifpluralität?“ veröff entlicht .
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Spartengewerkschaft en als weiterem Verhandlungspartner herausgefordert wird. Es 
überrascht angesichts dieser Konstellation nicht, dass der Deutsche Gewerkschaft sbund 
(DGB) und der Bundesverband der deutschen Arbeitgeber (BDA) in einer gemeinsamen 
Initiative umgehend auf die veränderte Rechtslage reagierten und den Gesetzgeber auf-
forderten, den Grundsatz der Tarifeinheit durch einen Eingriff  in das Tarif- und Arbeits-
kampfrecht erneut durchzusetzen (BDA, DGB 2010).

Diese vermeintliche Allianz der Vernunft  konnte sich jedoch nicht durchsetzen, ein ge-
setzgeberischer Eingriff  ist bisher unterblieben. Eine gewisse Rolle beim Widerstand ge-
gen den heft igen politischen Druck der beiden großen Interessenverbände spielte die 
Empfehlung des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft lichen 
Entwicklung (SVR), das sprichwörtliche Kind nicht mit dem Bade auszuschütten und die 
Entwicklung am Arbeitsmarkt zunächst abzuwarten (SVR 2010). Dieser Rat, vorerst auf 
massive gesetzgeberische Eingriff e in das Arbeitsrecht zu verzichten, wurde anschlie-
ßend durch eine ausführliche Studie des RWI untermauert. Dessen empirische Analyse 
off enbarte zumindest bis zum Ende des Jahres 2011 keine dramatische Zersplitterung des 
deutschen Tarifsystems (RWI 2010; Bachmann et al. 2012).

Tabelle 1
Verbände und Berufsgruppengewerkschaft en in Deutschland

Mitglieder Gründung Tarifvertragspartner

Contterm – Fachgewerkschaft  deutscher Seehäfen k.A. 2009 Ja

Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft  i.G. (DFeuG) 2 000 2011 Nein

Gewerkschaft  der Flugsicherung (GdF) k.A. 2003 Ja

Gewerkschaft  der Servicekräft e (GDS) 350 2010 Nein

Gewerkschaft  Deutscher  Lokomotivführer (GdL) 34 000 1867 Ja

Marburger Bund (MB) 107 000 1947 Ja

Neue Assekuranz Gewerkschaft  (NAG) a 2010 Nein

Technik Gewerkschaft  Luft fahrt (TGL) b 2002 Nein

Unabhängige Flugbegleiter Organisation (UFO) < 10 000 1992 Ja

Verband Luft fahrttechnik e.V. k.A. 2008 Nein

Verband medizinischer Fachberufe (VMF) k.A. 1963 Ja

Vereinigung Boden e.V. ca. 1 000c 2001 Nein

Vereinigung Cockpit (VC) 8 200 1969 Ja

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben der Gewerkschaft en im Internet. – aEigene Angaben: Ende 2010 „drei-
stellige“ Mitgliederzahlen. – bKeine Angaben zu absoluten Mitgliederzahlen; eigene Angaben: vertritt 47 Prozent des 
technischen Personals in der Luft fahrt „gemäß EASA Regularien Teil 66 in der zivilen Luft fahrt“. – cEnde 2008.
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An diesem Befund hat sich seitdem nichts geändert, wie Tabelle 1 dokumentiert. Für 2011 
wird mit der Deutschen Feuerwehr-Gewerkschaft  (DFeuG) lediglich eine neu gegründete 
Spartengewerkschaft  verzeichnet, im laufenden Jahr ist es bisher zu keinen Neugründun-
gen gekommen. Die von den Befürwortern des gesetzlichen Zwangs zur Tarifeinheit vor-
gebrachte hohe Dringlichkeit, mit der einem Umschlagen der deutschen Tarifb eziehungen 
in sprichwörtlich zerfaserte „englische Verhältnisse“ zu begegnen sei, war off ensichtlich 
nur ein strategisches Mittel des politischen Diskurses aber in der Sache unbegründet.

Die vermeintlich drohende Flut von Arbeitskämpfen ist derart off ensichtlich ausgeblieben, 
dass sich die Allianz aus DGB und BDA zwischenzeitlich aufgelöst hatte. Es war stattdes-
sen die spektakuläre Auseinandersetzung zwischen der Gewerkschaft  der Flugsicherung 
(GdF) und dem Frankfurter Flughafenbetreiber Fraport, welche die politische Diskussi-
on erneut angefacht hat.2 Aus der Betrachtung dieses Einzelfalls können jedoch keine 
grundlegenden Aussagen zur Frage abgeleitet werden, ob im Regime der Tarifplurali-
tät eine Einschränkung der Funktionsfähigkeit des Tarifsystems droht. Dann, aber auch 
nur dann, wäre ein Eingreifen des Gesetzgebers nicht nur verfassungsrechtlich zulässig, 
sondern sogar geboten. Allerdings wäre mit einem derartigen Eingriff  eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Betätigungsfreiheit von Gewerkschaft en verbunden. Er sollte daher 
wohlbegründet sein.

3. Drohen „englische Verhältnisse“ in Deutschland?

Eine stichhaltige Begründung für die Intervention des Gesetzgebers müsste zunächst 
überzeugend darlegen, warum sich Entwicklungen wie im Frankfurter Flughafen-Streik 
– also massive Lohnsteigerungen für eine kleine Berufsgruppe und ebenso massive Ver-
luste für deren Arbeitgeber – künft ig vermehrt auch in anderen Branchen ergeben soll-
ten. Die kritische Frage lautet also, wie wahrscheinlich es ist, dass das Vorgehen der GdF 
zahlreiche Nachahmer in anderen Branchen fi nden wird? Zur Beantwortung braucht es 
ein anderes Instrumentarium als die introspektive Betrachtung durch Arbeits- oder Ver-
fassungsrechtler. Denn die Gründung von und der Beitritt zu Koalitionen sowie das kon-

2 Die Brisanz des Streiks der in der Gewerkschaft  der Flugsicherung (GdF) organisierten Vorfeld-Mitarbeiter auf dem 
Frankfurter Flughafen resultierte aus der Tatsache, dass hier eine kleine Gruppe von etwa 200 Beschäft igen in der Lage 
war, massive Lohnsteigerungen ohne Rücksicht auf ebenso massive Verluste für den Arbeitgeber zu erkämpfen. Die Ge-
werkschaft  konnte Gehaltssteigerungen von bis zu 70 Prozent durchsetzen und so das Niveau von Vergleichspersonal 
am Münchener Flughafen erreichen. Die Vorfeld-Mitarbeiter hatten Anfang Februar 2012 an insgesamt neun Tagen ge-
streikt und den Ausfall von rund 1700 Flügen in Frankfurt bewirkt. Zwar gelang es dem Flughafenbetreiber Fraport AG, 
mit Ersatzpersonal den Großteil des Flugbetriebes aufrecht zu erhalten, trotzdem schätzte das Unternehmen den ihm 
entstandenen Schaden auf „einen mittleren einstelligen Millionenbetrag“, die Luft hansa beziff erte den ihr entstandenen 
Schaden sogar auf „einen zweistelligen Millionenbetrag im oberen Bereich“. Beide Unternehmen prüft en die Einreichung 
von Klagen auf Schadenersatz, haben bisher aber keine Forderungen geltend gemacht. Ende März wies das Arbeitsge-
richt Frankfurt die Klagen von vier Fluggesellschaft en zurück, die Schadenersatz aufgrund eines Fluglotsen-Streiks am 
Flughafen Stuttgart im April 2009 gefordert hatten. Die Kammer urteilte, dass Gewerkschaft en in streitigen Fällen nicht 
durch das Aufb ürden von Haft ungsrisiken gelähmt werden dürfen. Die GdF wertete dieses Urteil als Hinweis darauf, dass 
etwaige Klagen aufgrund des Streiks der Vorfeld-Mitarbeiter in Frankfurt ebenfalls nicht erfolgreich sein dürft en (o.A. 
2012a, b, c, d).
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krete Verhalten derselben in einer Verhandlungssituation sind komplexe Phänomene der 
strategischen Interaktion. Diese können nur mit Hilfe eines expliziten Verhaltensmodells, 
das die jeweiligen Gegebenheiten des Betriebsablaufs als Rahmensetzung berücksich-
tigt, sinnvoll analysiert werden.

Der Blick in die relevante ökonomische Literatur zeigt, dass die Analyse des Verhaltens 
von Koalitionen im Verhandlungsprozess recht komplex ist – insbesondere wenn es, wie 
es bei Tarifverhandlungen der Fall ist, um im Zeitablauf wiederholt auft retende Verhand-
lungen geht. Die Komplexität der Analyse wird zusätzlich den Umstand erhöht, dass die 
Koalitionen am Arbeitsmarkt in einem keineswegs vorab gegeben sind, sondern sich erst 
unter dem Eindruck der aus unterschiedlichsten Konstellationen erwachsenden Durch-
setzungsmöglichkeiten herausbilden (Horn, Wolinsky 1988).

Dies gilt insbesondere unter den Bedingungen des deutschen Tarifsystems, das den Zu-
sammenschluss von Koalitionen von Arbeitnehmern explizit von kartellrechtlichen Über-
legungen des Wettbewerbsrechts ausnimmt, um deren inhärenter Benachteiligung im 
Verhandlungsprozess entgegenzuwirken. Durch die Aufgabe des Prinzips der Tarifeinheit 
ist zunächst grundsätzlich off en, ob die Arbeitnehmer in einem Betrieb oder einer Bran-
che ihrem Arbeitgeber bzw. ihren Arbeitgebern in einer oder in mehreren Koalitionen 
gegenübertreten.

Wie sie ihre Verhandlungsstrategie durch den Koalitionszuschnitt gestalten, liegt natür-
lich in erheblichem Maße am jeweiligen Betriebsablauf und der Rolle unterschiedlicher 
Berufsgruppen im Produktionsprozess. Zunächst einmal muss es überhaupt etwas zu 
verteilen geben. Der Arbeitgeber muss also über eine gewisse Marktmacht verfügen, 
was in manchen Sektoren stärker als in anderen gegeben sein dürft e. Doch die Frage, ob 
die Arbeitnehmer lieber getrennt, etwa in zwei Koalitionen, oder in einer gemeinsamen 
Koalition auft reten, hängt selbst dann noch entscheidend von der wechselseitigen Aus-
tauschbarkeit im Produktionsprozess ab. Ist eine Berufsgruppe recht leicht zu ersetzen, 
liegen also substitutive Beziehungen vor, dann kann sie durch eigenständiges Auft reten 
kein bemerkenswertes Drohpotential entwickeln. Arbeitgeber würden es daher nach dem 
Prinzip „Teile und herrsche“ wohl tendenziell sehr gerne sehen, wenn sie sich den Koali-
tionen in getrennten Verhandlungen stellen könnten.

Doch sollte es eine Berufsgruppe mit tendenziell höherer Qualifi kation geben, die im 
Produktionsprozess als komplementäres Element notwendig und daher nicht oder nur 
schwierig zu ersetzen ist, eine sogenannte Funktionselite, dann kann diese bei getrenn-
tem Auft reten ein hohes Drohpotenzial entfalten. Wenn gesetzlicher Zwang zur gemein-
samen Koalition diese Konstellation verhindert, würden die Arbeitgeber das sicherlich 
begrüßen. Dies erklärt, warum BDA und DGB gemeinsam die Initiative ergriff en haben, 
um die vermeintliche Katastrophe für das deutsche Tarifsystem zu verhindern. Es geht vor 
allem um eine Frage der Verteilung, nicht ums Gemeinwohl.
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Unabhängig davon besteht überhaupt kein Bedarf, die Tarifeinheit gesetzlich festzu-
schreiben: Erstens ist es selten der Fall, dass erhebliche betriebliche Verteilungsspielräu-
me bestehen und daran beteiligte Berufsgruppen kaum ersetzbar sind. Besonders dafür 
prädestinierte Sektoren sind Gesundheit und Verkehr mit Ärzten und Piloten als personi-
fi zierten Funktionseliten (RWI 2011). Diese Überlegungen erklären sowohl die bisherigen 
Abspaltungsmuster vom dominanten Industrieverbandsprinzip als auch die zurückhalten-
de Prognose der vorliegenden Studien (RWI 2011; Bachmann et al. 2012). Zweitens haben 
es die etablierten Verhandlungspartner des Tarifk artells in der Hand, wie groß Anreize 
zur Abspaltung ausfallen. Um entsprechende Tendenzen zu bekämpfen, müsste der DGB 
nichts anderes tun, als den tatsächlich unverzichtbaren Trägern von Schlüsselfunktionen 
ein Stück weit entgegenzukommen – sei es hinsichtlich Löhnen oder Arbeitsbedingungen. 
Den Gesetzgeber braucht es dafür nicht.

4. Zwei Modelle für Tarifpluralität ohne Chaos

Selbst wenn man sich dieser Schlussfolgerung nicht anschließen mag, muss man noch 
lange nicht dem konkreten Vorschlag von BDA und DGB folgen. Im unwahrscheinlichen 
Fall, dass die Funktionstüchtigkeit des Tarifvertragssystems künft ig einmal grundsätz-
lich gefährdet sein sollte – also weit mehr als durch einen oder mehrere Einzelfällen, 
mögen diese aus Sicht des Allgemeinwohls noch so beklagenswert sein – bestünde für 
den Gesetzgeber fraglos die grundsätzliche Verpfl ichtung, zu deren Wiederherstellung 
einzuschreiten. Doch heißt dies keinesfalls, dass er dann verpfl ichtet wäre, die Tarifplura-
lität zu unterbinden. Vielmehr könnte er einen Weg wählen, einerseits die Tarifpluralität 
und damit die Betätigungsfreiheit von Koalitionen am Arbeitsmarkt zu bewahren, aber 
andererseits diejenigen Konsequenzen dieser Pluralität abzuwenden, welche die Funkti-
onsfähigkeit des Systems in Frage stellen. Statt das Grundrecht der Koalitionsfreiheit zu 
beschneiden, sollten aus verfassungsrechtlicher Sicht vergleichsweise milde Anpassun-
gen des Arbeitskampfrechts in den Blick genommen werden.

Zwei Modelle erscheinen besonders geeignet, um die Tarifverhandlungen mehrerer Ge-
werkschaft en innerhalb eines Betriebes zu regeln. Im „Koordinationsmodell“ (RWI 2011; 
Bachmann et al. 2012) ist der Arbeitgeber zunächst verpfl ichtet, mit allen in einem Betrieb 
vertretenen Gewerkschaft en zu verhandeln. Arbeitskämpfe wären nach dem Ultima-Ra-
tio-Prinzip erst nach einem gescheiterten Schlichtungsverfahren zulässig, dann jedoch für 
jede dieser Gewerkschaft en. Nicht zuletzt hätten Spartengewerkschaft en einen Anspruch 
darauf, das Verhandlungsergebnis der „repräsentativen“ Gewerkschaft  zu übernehmen. 
Dadurch lässt sich die für diesen Vorschlag zentrale Regelung rechtfertigen, dass Berufs-
gewerkschaft en während der Laufzeit des Tarifvertrags der insgesamt repräsentativen 
Industriegewerkschaft  nicht streiken dürft en. Auf diese Weise würden lange Phasen des 
Tariff riedens sichergestellt.
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Im alternativen „Quorenmodell“ (Franzen 2011) dürft e eine Arbeitskampfmaßnahme nur 
dann erfolgen, wenn sie sich auf einen Tarifvertrag bezieht, der einen bestimmten Min-
destanteil der Arbeitsverhältnisse des angestrebten Geltungsbereichs abdeckt.  Eine sehr 
kleine Berufsgruppe, wie beispielsweise die Vorfeld-Mitarbeiter am Frankfurter Flug-
hafen, wäre demnach nicht in der Lage, einen gesamten Betrieb durch Streiks in Mitlei-
denschaft  zu ziehen. Auch Spartengewerkschaft en hätten daher einen Anreiz, durch ihre 
Organisation eine gewisse Repräsentativität für den jeweiligen Betrieb zu erreichen.

Beide Modelle wären deutlich besser, als ohne Not dem Ruf des Tarifk artells aus DGB 
und BDA nach einer gesetzlichen Maximallösung zu folgen. Das Tarifsystem als Ganzes ist 
nicht gefährdet, nur weil einzelne Spartengewerkschaft en das Grundrecht der Koalitions-
freiheit in Anspruch nehmen. Ohne Vorliegen einer Notsituation kann das Ergebnis der 
Abwägung nur lauten: Im Zweifel für die Freiheit.
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